
 
 
 
 

Feststellung des Unterbleibens einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
für das Vorhaben 

 
Errichtung und Betrieb der Doppeleinschleifung der 380-kV-Leitung Preilack-Neuenhagen-

Eisenhüttenstadt-Heinersdorf 547/548/444 an UW Heinersdorf, Az. 27.2-1-366 
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe vom 18. Dezember 2024 

 
Träger des Vorhabens ist die 50Hertz Transmission GmbH (50Hertz) mit Firmensitz in Berlin. 

Diese plant die Errichtung und Betrieb der Doppeleinschleifung der 380-kV-Leitung Preilack-

Neuenhagen-Eisenhüttenstadt-Heinersdorf 547/548/444 an die Portale des Umspannwerks 

(UW) Heinersdorf. Im Zuge dessen werden insgesamt drei Leiterseile von zwei Bestandsmas-

ten mit den Nummern 242 und 242a an neue Anschlussstellen geführt. Dafür kann ein Teilab-

schnitt von ca. 430 m Länge der vorhandenen 380-kV-Freileitung zurückgebaut werden. Ein 

Leiterseil bzw. Anschluss vom Mast 242 aus bleibt bestehen.  

Die anzubindenden Leitungsabschnitte besitzen eine Länge von insgesamt ca. 400 m.  

Der Standort liegt ca. 6 km südlich von Müncheberg und ca. 1,8 km südwestlich der Ortslage 

Tempelberg. Das Vorhaben befindet sich in der Gemarkung Gölsdorf an der Grenze zu Tem-

pelberg und Buchholz im nördlichen Bereich des Landkreises Oder-Spree. Die betroffenen 

Flurstücke sind in der Gemarkung Buchholz, Flur 1, die Flurstücke 65,66; in der Gemarkung 

Gölsdorf, Flur 1, die Flurstücke 452, 451, 449, 453; in der Gemarkung Tempelberg, Flur 1 

Flurstück 358 und Flur 2, Flurstück 91.  

Baubeginn ist für das Q2 2026 und die Inbetriebnahme für den September 2027 geplant. 

Die 50Hertz beantragte mit dem Schreiben vom 04.11.2024 eine Vorprüfung des Einzelfalls 

nach § 7 UVPG für das Vorhaben 380-kV-Leitung Preilack-Neuenhagen-Eisenhüttenstadt-

Heinersdorf 547/548/444 Doppeleinschleifung UW Heinersdorf. 

Nach den §§ 5, 7 UVPG in Verbindung mit der Nummer 19.1.4 der Anlage 1 zum UVPG war 

für das beantragte Vorhaben eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls durchzufüh-

ren. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das oben genannte Vorha-

ben keine Pflicht zur Durchführung einer UVP besteht. 

Der wesentliche Grund für die Feststellung ist: 

Besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 UVPG aufgeführten 

Schutzkriterien liegen nicht vor. 

 

Die Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar (§ 5 Absatz 3 UVPG). Die Begründung die-

ser Entscheidung und die zugrundeliegenden Antragsunterlagen können nach vorheriger te-

lefonischer Anmeldung (0355/48640 - 100) während der Dienstzeiten im Landesamt für Berg-

bau, Geologie und Rohstoffe, Inselstraße 26, 03046 Cottbus, eingesehen werden. 



 
 
 
 

 
 

Rechtsgrundlage 

- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 

22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist 

- Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970; 3621), das zuletzt durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Februar 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 32) geändert worden ist 

- Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 

3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) geändert worden ist 

- Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz vom 21. Januar 2013 (GVBl.I/13, 

[Nr. 3], S., ber. GVBl.I/13 [Nr. 21]), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. 

September 2020 (GVBl.I/20, [Nr. 28]) geändert worden ist  
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